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Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 26. März 1862. 


Telegrapbifche Nachricht. 

Brüſſel, 25. März. Nach der heutigen „Indep.“ hätte der Papſt bei 
dem Empfange des franzöſiſchen Botſchafters Lavalette vor deſſen Abreiſe 
das an die Biſchöfe klaffen Verbot, ohne Autoriſation der Regierung nach 

tom zu gehen, getadelt. Lavalette hätte erwidert, die Regierung führe nur 
die Beſtimmungen des Concordats aus. 


Preußen. 

Berlin, 25. März. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König 
haben allergnädigſt geruht: Dem Hauptmann Gieſe im Magdebur⸗ 
giſchen Pionnier⸗Bataillon Nr. 4 den rothen Adlerorden vierter Klaſſe, 
dem Schulzen Ganzer zu Brettin im zweiten Jerichowſchen Kreiſe 


das Kreuz der vierten Klaſſe des kgl. Hausordens von Hohenzollern, 


dem Schullehrer und Organiſten Gottfried Brauer zu Stalle im 
Kreiſe Marienburg, ſowie den Schullehrern Peter Bleske zu Groß⸗ 
Wittenberg und Chriſtoph Reich zu Haſenberg im Kreiſe Deutſch⸗ 
Crone das allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen. 

Der bisherige Kreisrichter Steulmann zu Grünberg iſt zum 
Rechtsanwalt bei dem Kreisgericht in Goldberg und zugleich zum Notar 
im Departement des Appellationsgerichts zu Glogau, mit Anweiſung 
ſeines Wohnſitzes in Goldberg, und der bisherige Kreisrichter Bethe 
in Löwenberg zum Rechtsanwalt bei dem Kreisgericht in Löwenberg 
und zugleich zum Notar im Departement des Appellationsgerichts zu 
Glogau, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Löwenberg, ernannt worden. 

Se. Maj. der König haben allergnädigſt geruht: Dem Eiſenbahn⸗ 
Direktor Haehner zu Köln und dem Fabrikbeſitzer und Waffen⸗Liefe⸗ 
ranten Valentin Chriſtoph Schilling zu Suhl die Erlaubniß zur 
Anlegung des von des Großherzogs von Heſſen und bei Rhein k. H. 
ihnen verliehenen Ritterkreuzes reſp. erſter und zweiter Klaſſe vom Ver⸗ 
dienſt⸗Orden Philipps des Großmüthigen, ſo wie dem Privatgelehrten 

r. v. Hagenow zu Greifswald zur Anlegung des von des Königs 
von Schweden und Norwegen Maj. ihm verliehenen Ritterkreuzes des 
Nordſtern⸗Ordens zu ertheilen. (St.⸗A.) 

Berlin, 25. März. [Ueber die Convertirungsmaßregel] 
ſpricht ſich die „Berl. B.⸗Z.“ in folgender Weiſe aus: Es find ſeit 
der Converſion der 4 pCt. preußiſchen Staatsanleihen von 1850 und 
1852 in ApGt. erſt wenige Tage verfloſſen, ſchon aber läßt ſich mit 
großer Klarheit die Poſition erkennen, welche die für das Glücken der 
Maßnahme allein maßgebenden Börfenkreife dazu einnehmen. Dieſe 
Stellung iſt aber eine oppoſitionelle, und zwar in dem Maaße, daß 
leicht die ganze Maßregel mißglücken und nicht blos Hr. v. d. Heydt, 
ſondern die Regierung im Ganzen in arge Verlegenheiten dadurch 
kommen dürfte. Die von der Gonverfion betroffenen 42pCt. Schuld⸗ 
verſchreibungen find bereits bis auf 100 im Courſe herabgegangen, 
die ApCt. wurden geſtern per Mai bereits zu 992 gehandelt, und es 
find dadurch bereits jetzt alle die Eventualitäten nahe gerückt, welche 
es für die Beſitzer leicht vortheilhaft erſcheinen laſſen dürften, lieber ihr 
baares Geld gegen Einlieferung der gekündigten Obligationen in Em⸗ 
pfang zu nehmen. Zudem fällt der Erklärungstermin ſo ziemlich mit 
dem vorausſichtlichen Termin für Vornahme der Wahlen zuſammen, 
und ſo weit dürfte wohl auch die Selbſttäuſchung des Hrn. v. d. Heydt 
nicht gehen, um einen günſtigen Ausfall der Wahlen für ſich zu er⸗ 
warten. Die Beſorgniſſe, die aber ein ſolcher gegen die Regierung ge: 
richteter Ausfall der Wahlen in Beziehung auf fernere Differenzen 


nothwendig erregen muß, werden weitere Veranlaſſung geben, lieber 


das baare Geld zu fordern, und auch darüber mag ſich Hr. v. d. Heydt 
nicht täuſchen, daß Viele die Kündigung acceptiren werden, um ſeine 
Verlegenheit zu vermehren. Kurzum, die beliebte Convertirung, die zudem 
noch zuſammenfällt mit einer gleichzeitigen Convertirung verſchiedener Eiſen⸗ 
bahn⸗Prioritäten, erweiſt ſich ſchon jetzt als eine Maßregel nicht ohne Ge⸗ 
fahr, ganz abgeſehen auch von den dabei in Rede ſtehenden ſtaatsrechtl. 
ragen; denn wenn auch unſeres Bedünkens die Kündigung unzweifelhaft 
vorgenommen werden konnte, ſo iſt es doch gewiß fraglich, ob die dafür in 
Ausſicht genommene Ausgabe von ca. 150,000 Thlr., die man für 
das halbe Prozent Prämie gewähren will, ohne Genehmigung des 
Landtags gemacht werden kann. Und auch das iſt fraglich nach dem 
Wortlaute des Geſetzes, ob nicht die durch die Convertirung erſparten 
Zinſen lediglich für eine vermehrte Amortiſation verwendet werden 
müſſen. Man kann zwar das Reſultat nicht mit Beſtimmtheit vor⸗ 
berſagen, aber wie ſich die Sache im Augenblick anſieht, iſt es durch⸗ 
aus nicht unwahrſcheinlich, daß die Börſe gegen die ferneren beabſich⸗ 
tigten Convertirungen ein Veto dadurch einlegt, daß fie bei dieſer erſten 
Kündigung einfach in vorwiegendem Maße das Geld verlangt. 
Die „B.⸗ und H.⸗Z.“ fügt hinzu: Eine bemerkenswerthe Erſch ei⸗ 
nung, die auch in den hieſigen Geſchäftskreiſen eine außergewöhnliche 
Aufmerkſamkeit auf ſich lenkt und die Beachtung noch weiterer Kreiſe 


verdient, iſt die Coursſteigerung der preußiſchen Staats⸗ 


ſchuldſcheine an der heutigen Börfe. Der Cours flieg mit einer 
bei Staatsſchuldſcheinen durchaus ungewöhnlichen Rapidität um 1 pCt., 
und die Börſe brachte dieſe Erſcheinung mit der Convertirung der 
42 proc. Anleihen in Verbindung. Nicht nur daß die Kapitaliſten 
elbſt es vorziehen, ihre Alproc. Anleihen zu verkaufen und 3zpror. 
Staatspapiere dagegen zu kaufen, auch die Regierung hat ein nahelie⸗ 
gendes Intereſſe, die mit niedrigerer Verzinſung ausgeſtatteten Staats⸗ 
Papiere zu treiben, ſchon um dadurch auf den Coursſtand der zur 
Converſion beſtimmten einzuwirken und deren Cours über Pari zu 
erhalten. Gelingt der Regierung dies nicht, — allem Anſcheine nach, 
und nach den offenbar großen Anſtrengungen, die an der Börfe un- 
zweideutig hervortreten, wird der Regierung dieſe Operation gelingen, 
— dann iſt zu erwarten, daß ein großer Theil der gekündigten Anleihen 
zur Einlöſung gebracht wird. Namentlich ein Umſtand könnte hinder⸗ 
ch werden, und es ſcheint im Intereſſe der von der Regierung einge⸗ 
leiteten Operation zu liegen, daß die in dieſer Beziehung obwaltenden 
eſorgniſſe beſeitigt werden. An der Börfe geht nämlich das Gerücht, 
aß es im Plane liege, nach vollſtändiger Durchführung der Con⸗ 
verſſon von 43 pCt. auf 4 pCt. eine weitere Reduction des Zinsfußes 
auf 33 pCt. eintreten laſſen. Hiernach könnte mancher Obligationen 
Inhaber, der geneigt wäre, ſich den Umtauſch von 43proz. gegen 
voten Obligationen gefallen zu laſſen, beſtimmt werden, der alternati⸗ 
en Kündigung vor der Umwandlung den Vorzug zu geben, und ſich 
von den Staatspapieren überhaupt zurückzuziehen. 
9 Moser hören übrigens, daß auch die Convertirung der 43 prozent. 
Prioritäts⸗Obligationen der Berlin⸗Anhaltiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft 
letzt mit Sicherheit zu erwarten iſt. 


fen, 19. März. [Die Adreſſe an den Papſt.] Der poſener Cor⸗ 
reſpondent der ite, Heiung“ hatte vor einiger gl Mittheilung über 


eine polniſche Ergebenheitsadreſſe an den Papſt gebracht, die von der ari⸗ 
ſtokratiſchen und ſtrengkatholiſchen Partei ausgegangen, unterſchrieben und 
(durch den Grafen L. Rzewuski) bereits überreicht worden ſei. Eine Be⸗ 
richtigung, die der „Dziennik poznanski“ darauf brachte, war mehr geeignet, 
den Leſer zu verwirren, als über den Thatbeſtand aufzuklären. Jetzt wendet 
ſich der oben erwähnte Verfaſſer der Nachrichten in der „Oſtſee⸗Zeitung“ 
gegen den „Dz. pozn.“ und ſchreibt: „Ungeachtet des Widerſpruchs des „Dz 
pozn.“ muß ich meine frühere Mittheilung über eine an den Papſt gerichtete 
polniſche Adreſſe entſchieden aufrecht erhalten. Dieſer Widerſpruch verliert 
ſchon dadurch alles Gewicht, daß er erſt nach ſieben Wochen erhoben wor⸗ 
den iſt. Er iſt aber auch völlig grundlos. Die von mir erwähnte Adreſſe 
war von der klerikalen Partei ausgegangen und iſt dem Papſte ſchon vor 
etwa acht Wochen überreicht worden; ſie iſt ſomit eine ganz andere, als die 
vom „Dz. pozn.“ bezeichnete, die von der liberalen Partei ausgegangen 
ſein und erſt jetzt zur Unterzeichnung circuliren ſoll. Die polniſche liberale 
Partei hätte wahrlich wenig Veranlaſſung, dem Papſte eine Adreſſe zu über⸗ 
reichen, da ſie entſchiedene 1 . Garibaldi's und der Einheit Italiens 
und Gegnerin der weltlichen Macht des Papſtes iſt. 


Deut ſechland. 

Frankfurt a. M., 23. März. [Vom Bundestage.] Der 
in der Bundestagsſitzung vom 13. d. M. von dem koöͤnigl. baieriſchen 
Geſandten Namens des Ausſchuſſes für die holſtein-⸗lauenbur⸗ 
giſche Verfaſſungs-Angelegenheit und der Executions-Commiſ⸗ 
ſion erſtattete Vortrag lautet vollſtändig wie folgt: 

„In der 29. Sitzung vom 12. Auguſt v. J. haben die vereinigten Aus⸗ 
ſchüſſe der hohen Bunbesoerjommlung Anzeige über eine von Seiten der 
königlich däniſchen Regierung den allerhöchſten Regierungen von Oeſterreich 
und Preußen gegenüber abgegebene Erklärung in Bezug auf die Verfaſſungs⸗ 
Angelegenheit des Herzogthums Holſtein und über die damals in Ausſicht 
ſtehenden weiteren Verhandlungen gemacht. Die Ausſchüſſe hoben dabei her⸗ 
vor, daß einer weiteren Mittheilung der Regierungen von Oeſterreich und 
Preußen ſeiner Zeit entgegengeſehen werden dürfe, und behielten ſich weitere 
a vor. 5 3 g 

Zu einer ſolchen ſehen ſich die vereinigten Ausſchüſſe jetzt durch die fer⸗ 
neren Mittheilungen veranlaßt, welche ihnen die Herren Geſandten von Oeſter⸗ 
reich und Preußen gemacht haben. 

Im Verfolge der am 9. Auguſt v. J. gemachten Vorlagen haben näm⸗ 
lich unterm 6. d. M. dieſe beiden Herren Geſandten den Ausſchüſſen folgende 
Actenſtücke übergeben. (Hier werden die bekannten Depeſchen aufgezählt.) 

Die vorgenannten Herren Geſandten bemerkten hierbei, daß es den Re⸗ 
gierungen von Oeſterreich und Preußen habe angemeſſen erſcheinen müſſen, 
der hohen Bundes verſammlung Gelegenheit zu geben, ſich ſelbſt über den 
Stand der Angelegenheit ein Urtheil zu bilden und nach Befinden ſich der 
Verwahrung OL Ben. 4 l 

Die Ausſchüſſe halten es für ihre Pflicht, dieſe Actenſtücke anliegend nach 
ihrem ganzen Wortlaut zur Kenntniß h. Bundesverſammlung zu bringen und 
nachfolgende Aeußerungen daran zu knüpfen. g ; 

In Folge derjenigen Erklärungen der königl. däniſchen, herzoglich holſtei⸗ 
4 — egierung, über welche die Ausſchüſſe am 12. Auguſt v. J. Anzeige 
erſtattet haben, konnte man ſich der Erwartung hingeben, daß es den bevor⸗ 
ſtehenden vertraulichen Verhandlungen gelingen werde, die Grundzüge von 
Verfaſſungseinrichtungen aufzuſtellen, durch welche den bisher ergangenen 
Bundesbeſchlüſſen und den in den Jahren 1851 und 1852 gepflogenen Ver⸗ 
handlungen und getroffenen Vereinbarungen Geltung und Vollzug Heer und 
damit allen ſchwebenden Differenzen ein Ende gemacht würde. Dieſe Erwar⸗ 
8 aber bis jetzt nicht in Erfüllung gegangen. 

ie däniſche Depeſche vom 26. Oktober v. J. beſchränkte ſich darauf, 
Vorſchläge für einen proviſoriſchen Zuſtand im Herzogthum Holſtein zu ma⸗ 
chen und hierfür eigentlich nur diejenigen Propoſitionen zu wiederholen, 
welche bereits von den holſteiniſchen Ständen abgelehnt worden waren, und 
als nun die deutſchen Mächte in ihrer Erwiderung vom 30. November reſp. 
5. Dezember v. J. die Nothwendigkeit nachwieſen, den Verhandlungen eine 
breitere Baſis zu geben, und die königlich däniſche Regierung um eine Dar⸗ 
legung ihrer Anſichten über eine definitive Ordnung aller in dem Ueberein⸗ 
kommen von 1852 enthaltenen Punkte, alſo insbeſondere auch der einen in⸗ 
tegrirenden Theil derſelben bildenden Verhältniſſe des . Schles⸗ 
wig erſuchten, ſo erfolgte unterm 26. Dezember v. J. eine Antwort, welche 
nicht blos das Eingehen auf Verhandlungen über dieſe Punkte ablehnt, ſon⸗ 
dern es ſogar zweifelhaft erſcheinen läßt, ob die königl. däniſche Regierung 
überhaupt die Verhandlungen und Vereinbarungen von 1851 und 1852 noch 
als ſie bindend und ſich ſelbſt als zu deren Vollzug verpflichtet anerkennt. 

Dieſer Zweifel iſt durch die ganze Faſſung der Depeſche des däniſchen 
Herrn Miniſters vom 26. Dezember v. J. begründet, welche es als einen 
nutzloſen Verſuch bezeichnet, die Vorausſetzungen von 1852 vollſtändig in 
der damals beabſichtigten Weiſe durchzuführen, und die Behauptung aufſtellt, 
daß die allgemeinen Vorausſetzungen der damals beabſichtigten Ordnung 
ae weſentlich modificirt ſeien. Dieſe Aeußerungen werden dadurch um 
bent oer nn neh Depeiche ausdrücklich auf den Schriftenwechſel ver: 
weiſt, welcher aus Anlaß der preußiſchen Kammerverhandlungen im Jahre 
1860 ſtattgehabt hat. 


In dieſem e welcher von dem königl. preußiſchen Herrn 
Geſandten dem Ausſchuſſe mitgetheilt wurde und deſſen Inhalt ebenfalls aus 
der Anlage erſichtlich iſt, findet ſich eine Depeſche des königl. däniſchen Herrn 
Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten an den tönigl. Geſandten zu 
Berlin vom 10. Juni 1860, worin das Herzogthum Schleswig als eine dä⸗ 
niſche Provinz bezeichnet und behauptet wird, das Uebereinkommen von 1852 
beziehe ſich in keiner Weiſe auf Schleswig, und die vorausgegangenen Ver⸗ 
handlungen enthielten neben den förmlichen in Bezug auf Holſtein über- 
nommenen Verpflichtungen den Ausdruck der königlichen Abſichten rückſichtlich 
der dem Herzogthum Schleswig in der Geſammtmonarchie zu gebenden 
Stellung, namentlich der Abſicht, daſſelbe nicht in das Königreich zu in⸗ 
corporiren. . RAT r 

Der hier gemachte Unterſchied zwiſchen förmlichen Verpflichtungen und 
königlichen Abſichten erhält ſeine vollſtändige Erläuterung durch die Verglei⸗ 
chung mit einer Circular⸗Depeſche an die däniſchen Geſandtſchaften vom 
25. Mai 1860, worin geradezu geſagt iſt, daß Dänemark ſich dem deutſchen 
Bunde gegenüber nicht durch irgend welchen Tractat, noch durch irgend eine 
See an finde, ſoweit es bie Organiſation und Verwaltung 

eswigs betreffe. i ; 

Es bedarf hiernach keines näheren Nachweiſes, wie wohlbegründet es war, 
daß die deutſchen Mächte in ihrer Rückäußerung vom 8. Februar d. J. an 
die k. däniſche Regierung die Frage 7 — haben: 

ob fie in den angezogenen Schriſtſtücken des Jahres 1860 wirklich ihre 
definitive Auffaſſung ausgeſprochen habe und bei derſelben ſtehen bleibe? 
oder ob ſie den bindenden Charakter der 1851/52 abgegebenen Zuſagen 
auch jetzt noch, und zwar auch in Betreff des Herzogthums Schleswig, 
anerkennen und dieſes Anerkenntniß als die Baſis der weiteren Ver⸗ 
handlungen mit den deutſchen Mächten annehmen wolle? 

Nur aus der beſtimmten Beantwortung dieſer Frage wird ſich erkennen 
laſſen, ob noch ein geſicherter Boden für weitere möglicherweiſe zu einer 
Verſtändigung führenden Verhandlungen gegeben iſt. 

Die tönigl. däniſche Regierung hat ſich übrigens nicht darauf beſchränkt, 
die Verabredungen von 1851—52 in diplomatiſchen Schriftſtücken in Abrede 
u ziehen. Sie hat auch ſtaatsrechtliche Acte vorgenommen, welche jenen 

erabredungen präjudizirlich werden können. Die beiden an den Reichsrath 
in Kopenhagen vorgelegten Geſetzentwürfe über Modificationen des Verfaſ⸗ 
Iungägejebes vom 2. Oktober 1855 find unverkennbar auf eine weſentliche 

lterirung der Stellung des Herzogthums Schleswig in der Geſammtmonar⸗ 
hie gerichtet. Die Frage, wie dies mit den in den Jahren 1851—52 gege⸗ 
benen Garantien zu vereinigen wäre, ſcheint die königl. däniſche Regierung 
dabei gar nicht erwogen zu haben. 

Mit vollem Rechte haben daher die deutſchen Mächte in ihren Depeſchen 
vom 14. Februar d. J. bezüglich jener Acte Verwahrung eingelegt, und die 
vereinigten Ausſchüſſe nehmen keinen Anſtand, der hohen Bundesverſamm⸗ 
Bauen Anſchluß an ne Verwahrung zu empfehlen. 

ie Ausſchüſſe überſehen hierbei in keiner Weiſe, daß das Herzogthum 
Schleswig nicht zum deutſchen Bunde gehört, und daß deshalb der Bundes⸗ 
beſchluß vom 29. Juli 1852 daſſelbe nicht direct erwähnt. Hieraus kann 


aber nicht, wie es die oben angezogenen Depeſchen des däniſchen Herrn Mi⸗ 
niſters thun wollen, gefolgert werden, daß dem deutſchen Bunde in Bezug 
auf jenes Herzogthum keinerlei een zuſtehe. Es folgt hieraus viel- 
mehr nur, daß dieſe Berechtigung nicht denſelben Charakter habe, wie bezüglich 
des Herzogthums Holſtein. Jedenfalls aber hat dieſelbe den Verabredungen 
von 1851 — 1852 eine vertragsmäßige internationale Grundlage erhalten. 


.Die Krone Dänemark hat ſich in jenen Verhandlungen und Uebereinkommen 


nicht blos gegenüber von Oeſterreich und Preußen verpflichtet, ſondern ge⸗ 
nau in demſelben Umfange auch gegenüber dem deutſchen Bunde, in deſſen 
Namen und ſpeciellem Auftrage die beiden deutſchen Mächte damals ver⸗ 
handelten, dem ſie das Reſultat ihres Auftrages vorlegten und der dann in 
demſelben durch den Beſchluß vom 29. Juli 1852 die Beilegung der bisheri⸗ 
gen Streitigkeiten zwiſchen Dänemark und dem deutſchen Bunde anerkannte 
und genehmigte. Gegen jede Verletzung dieſer Verpflichtungen Verwahrung 
einzulegen, iſt mithin die hohe Bundesverſammlung eben ſo ſehr berechtigt 
und veranlaßt, als die böchſten Regierungen von Oeſterreich und Preußen. 
Aus dieſen Erwägungen ſtellen die vereinigten Ausſchüſſe den Antrag: 
„Hohe Bundesverſammlung wolle beſchließen: 

1) in völliger Uebereinſtimmung mit den von den höchſten Regierungen 
von Oeſterreich und Preußen in Kopenhagen gethanen Schritten ſich insbe⸗ 
ſondere der von denſelben in den gleichlautenden Noten vom 14. Febr. d. J. 
eingelegten Verwahrung anzuſchließen. x . 

2) Den königl. däniſchen, herzoglich bolitein- und lauenburgiſchen Herrn 
Bundestags⸗Geſandten zu erſuchen, ſeiner höchſten Regierung hiervon Mit⸗ 


theilung zu machen.“ 
Ruß lan d. 

Warſchau, 21. März. [Tagesbericht.] Selten iſt ein Eisgang bei 
uns ſo glücklich von ſtatten gegangen, als dies Jahr, denn unſer Waſſerſtand 
erreichte während deſſelben nicht ganze 11 Fuß am warſchauer Pegel. Die 
Probefahrten der Dampfbotoe haben begonnen, der Verkehr mit Praga mit⸗ 
telſt der Schiffbrücke iſt wieder hergeſtellt, und die Eröffnung der Schifffahrt 
kann bald erfolgen, wenn wir nicht, wie die vergangene Nacht, öfteren 
Schneefall bekommen. Bei Wegrow, 13 Meilen öſtlich von Warſchau, liegt 
der Schnee noch maſſenhaft, bei Nur fährt man über den Bug noch über 
das mehrere Fuß dicke Eis. — Wie uns die Regierungszeitung mittheilt, 
werden wir wohl bald eine Militär⸗Aushebung in Rußland und Polen zu 
erwarten haben, weil während der 6 Jahre, in welchen nach dem Krimkriege 
keine Aushebungen ſtattfanden, die bei Herabſetzung der Armee auf den 
Friedensfuß beurlaubten Mannſchaften bis jetzt zur Ergänzung genügten, 
dieſe Reſerven aber nun erſchöpft ſind. Das Königreich Polen hat, wie wir 
aus einer amtlichen Berichtigung des „Pays“ erſehen, während dieſer 
6 Jahre 86,000 junge Leute im Lande behalten, welche nach den früheren 
Rekrutirungs⸗Geſetzen zur Armee hätten geſtellt werden müſſen. Die 56 kriegs⸗ 

erichtlich wegen Theilnahme an den vorjährigen Unruhen zur Einſtellung ins 

ilitär verurtheilten jungen Leute, welche unter den bis zum 27. Januar im 
Ganzen verurtheilten politiſch Compromittirten ſich befinden, werden den dies 
Jahr Einzuſtellenden angerechnet werden. Außer dieſen 56 mit Vorbehalt 
aller ihrer Rechte Verurtheilten ſind nur 3 Perſonen in die Straf⸗Com⸗ 
pagnien Sibiriens eingereiht, und 24 Perſonen, worunter 20 katholiſche 
Geiſtliche in den Gouvernements des europäiſchen Rußlands internirt wor⸗ 
den. In der vorgedachten Widerlegung des „Pays“, welche der geſtrige 
„Dziennik Powſzechny“ enthält, und die ſich beſonders auf die Beſchuldigung 
gegen den Erzbiſchof Felinski, daß er von der Regierung beſchränkt und 
überwacht werde, bezieht, hebt das amtliche Blatt hervor, was überdies ſtadt⸗ 
kundig iſt, „daß die Fürbitten des Erzbiſchofs für unglückliche Verurtheilte 
faft fämmtlich berückſichtigt, bei vielen Prieſtern die Strafen gemildert, und 
mehrere junge Leute, welche zur Einreihung in's Militär verurtheilt waren, 
ihren Familien wieder zurückgegeben worden ſind. Seit der Ankunft des 
Erzbiſchofs in Warſchau haben ſich übrigens viele Prieſter von der Kanzel 
herab politiſche Aeußerungen erlaubt, welche geeignet waren, die Erbitterung 
der Gemüther zu ſteigern; man überließ es aber ausſchließlich dem Erzbi⸗ 
ſchof jene Prieſter auf den Pfad der Pflicht zurückzuführen.“ — Zur Freude 
der hieſigen evangeliſchen Gemeinde iſt vorgeſtern Paſtor Otto nach 4Y monat: 
licher Haft aus der Citadelle entlaſſen worden, ohne daß ihm bis jetzt ein 
Urtheil publicirt wurde. Der Kriegs⸗Gouverneur hat ihm nur mündlich 
mitgetheilt, deß er zur Internirung in Wologda, ſeitwärts St. Petersburg, 
verurtheilt ſei, und daß er bis auf Weiteres im Kreiſe ſeiner Familie bleiben 
und zur Herſtellung ſeiner Geſundheit aufs Land gehen könne. Man hofft 
inzwiſchen ſeine Begnadigung durch den Kaiſer, ebenſo für den Aelteſten 
der Kaufmannſchaft Fav. Schlenker. — Geſtern wurde hier das Leichenbe⸗ 
gängniß des im 57. Jahre verſtorbenen Directors der Warſchau⸗Wien⸗Brom⸗ 
berger Bahn, Roſenbaum, begangen. (Oſtſ. 3.) 


Osmaniſches Reich. 

Stambul, 12. März. [Vorſichtsmaßregeln gegen Grie- 
chenland. — Anlehen. — Uebertritt der Bulgaren zur 
römiſch⸗katholiſchen Kirche.] Trotz allen vergeblichen Anſtren⸗ 
gungen des „Precurſeur d'Athenes“, die Verhältniſſe in Griechenland 
in beſtem Lichte darzuſtellen, trotz all' der beruhigenden Verſicherungen 
des hieſigen griechiſchen Geſandten, Herrn Renieris, iſt die Pforte doch 
vollauf mit der Aufſtellung eines Sicherheitskordons gegen Griechenland 
beſchäftigt. Die türkiſchen Koſacken, die von der Herzegowina aus 
Verdachtsgründen entfernt wurden, haben ſich ſchon über Janina nach 
der griechiſchen Grenze begeben, der in Monaſtir gelegene Ferik Abdi 
Paſcha iſt am 27. v. M. ſchon nach Lariſſa abgegangen, und wenn 
wir hinzufügen das ziemlich begründete Gerücht von der Einberufung 
2 Regimenter Redifs, fo find allem Anſcheine nach die ſchönen Hoff⸗ 
nungen von einem friedlichen Frühlinge ganz vereitelt. 

Die Unterhandlungen über ein türkiſches Anlehen von 10 Millionen 
Pfund zu 42 Prozent, die ſchon ſeit längerer Zeit mit dem Hauſe 
Devot u. Comp. in London angeknüpft wurden, find. in beſtem Gange. 
Die hieſige Finanzwelt will natürlich ſogar von einem Zuſtandekommen 
des Anlehene wiſſen, und behauptet, die Pforte will dies abſichtlich 


verheimlichen, um ihre Kaimes zu einem deſto höheren Courſe einlöſen 


zu können. 

Sehr überraſchende Fortſchritte macht der freiwillige Uebertritt der 
Bulgaren zur roͤmiſch⸗katholiſchen Kirche. Vor einiger Zeit haben wir 
von einer beträchtlichen Zahl gehört, die in Adrianopel von der grie⸗ 
chiſchen Kirche ſich losriß, heute hören wir wieder, daß in Tirnovo 
und in deſſen Bezirk beinahe 6000 Seelen dem Beiſpiel der Genann⸗ 
ten folgten. Die Geiſtlichen ließen die Kirchen ſperren, da an vielen 
Orten beim Gottesdienſte (i. e. griechiſchen) kein einziger Andächtiger 
ſich einfinden wollte. Dieſer Schritt der ſlaviſchen Unterthanen des 
Sultans wird bei Vielen, die in Bulgarien beſonders einen ergiebigen 
Boden für ruſſiſche Tendenzen glaubten, gewiß Befremden verurſachen. 
Doch liegt ein Jorthum in dieſer Meinung, die Bulgaren ſehen nur 
in der griechiſchen Kirche eine jahrhundertlange gewaltſame Gräcifirung, 
von der ſie ſich um jeden Preis losringen wollen. (Sdr.) 


Provinzial-Zeitung. 


= Breslau, 26. März. Der bisherige Predigtamts⸗Kandidat 

Herr Dr. Koch aus Frankfurt a. d. O. if zum Adjunktus Minifterii 

bei der hieſigen Hofkirche vocirt worden. . 
tere ee 


Breslau, 25. März. [Die für heut Abend von dem Comite 
d 5 verfaſſun 8 artei „berufene Wähler⸗Verſamm⸗ 
lung] füllte die Räume des Springer 'ſchen Saales bis auf einige Logen 
vis-A-vis der Rebnertribüne. Bald nach 8 Uhr erklärte Hr. Kreisgerichts⸗ 
Direktor Wachler die Verfammlung für eröffnet, und hielt dann 1 


692 


fand in vielen Kreiſen Anklang und Wiederhall. Zu gleicher Zeit war der 
Wunſch rege, jeden Bruch mit der Regierung ſo lange als möglich zu ver⸗ 
meioen. Neben der Forderung der Entſchloſſenheit wurde, jo viel ich mich 
erinnere, die Forderung der Beſonnenheit und des Maßhaltens geftellt. Auch 
die Candidaten der Fortſchrittspartei ſprachen mehr oder weniger die Abſicht 
aus, nicht die liberalen Miniſter zu ſtürzen, als vielmehr zu ſtützen. Als 
nun das Abgeordnetenhaus zuſammengetreten, war es innerhalb und außer⸗ 
halb des Hauſes ein öffentliches Geheimniß, welchen Eindruck die Wahlen 
an höchſter Stelle hervorgebracht. Dazu kam, daß die Militär⸗Vorlage wie 
eine dunkle Wolke drohend am Horizont hing, daß die Einheit im Miniſte⸗ 
rium eine ſehr zweifelhafte und problematiſche war, und jedenfalls die frei⸗ 
ſinnigen Mitglieder deſſelben einen ſchweren Kampf durchzumachen 
hatten, ehe ſie für ihre Vorlage die Sanction der Krone erlang⸗ 
ten, das Alles übte einen Druck, und ein Gefühl der Unſicherheit, der Kurz⸗ 
lebigkeit, wenn ich mich jo ausdrücken darf, ging von Anfang an durch das 
Haus. In dieſer Stimmung begann die Parteibildung, ſie iſt im Weſent⸗ 
lichen ſo geblieben, wie ſie ſich von vornherein geſtaltet hatte. Ich bin wie 
Hr. v. Carnall und der Vorſitzende zur Grabow'ſchen Fraction getreten. 
Zu ihr gehöre ich meiner ganzen politiſchen Vergangenheit nach, bei ihr fand 
ich die Männer wieder, mit deren politiſcher Geſinnung ich ſeit mehr als 
20 Jahren zuſammen gehe. An Grabow fand ich einen Führer, an deſſen 
tüchtigem Verhalten als ſolcher, an deſſen Feſthalten an Recht und Geſetz, 
an deſſen Feſtigkeit und Stärke kein Zweifel iſt. Außerdem mußte ich die 
Grundſätze theilen, welche Grabow formuliren ließ. Es waren hauptſächlich 
34, die ich hervorzuheben habe, wenn ich nicht zu weitläufig werden will. 
Erſte Forderung war der organiſche Ausbau der Verfaſſung durch Einrich⸗ 
tungen im Geiſte derſelben. Ferner: Anerkennung der Nothwendigkeit einer 
Reform des Herrenhauſes; die Fraction ſprach es aus, daß, wenn ſich das 
Herrenhaus, namentlich in Betreff der Kreis-Ordnung, entgegenſtemme, 
dann das Bedürfniß nach Reform des Herrenhauſes unabweisbar 
ſei. Der dritte Punkt betraf die Militär⸗Vorlagen. Die Fraction war 
einig, daß die Organiſation der Armee aufrecht erhalten werde, 
und nicht rückgängig zu machen ſei, da die einmal beſtehenden Regi⸗ 
menter nicht wieder auſgelöſt werden könnten. Aber die Organiſation ſollte 
ihre Schranke und Grenze finden an den wirklichen bereiten Mitteln des 
Etats, mit anderen Worten, die Bewilligung ſollte nur ſoweit geſchehen als 
nicht ein Deficit entſtünde und durch hypothetiſche Einnahmen zu decken 
wäre, und ſoweit als möglich ohne Beeinträchtigung gleichwichtiger Staats⸗ 
Intereſſen. Vierter Punkt war die innere Entwickelung unſeres Landes im 
Geiſte der Stein⸗Hardenberg'ſchen Geſetzgebung, alſo perſönliche Frei⸗ 
heit, Freiheit der Gewerbe, Freizügigkeit ꝛc. — Die erſte Frage, die ſich 


kurze Anſprache! M. H.! Das freie Wort iſt ein köſtliches Kleinod, ein 
wahres Palladium für die öffentliche Freiheit. In einer ſchweren Zeit iſt 
das freie Wort ein wahres Bedürfniß. Ein ſolches Wort, öffentlich geſprochen, 
dringt zum Herzen, überzeugt und ermuthigt, wenn eine erſtändigung Noth 
thut, — es darauf ankommt, die Ueberzeugung zu befeſtigen, wenn po⸗ 
litiſche 15 für die Zukunft Muth und Ausdauer bedürfen. In Aner⸗ 
kennung ſolcher Grundſätze iſt dieſe Verſammlung berufen. Wie Sie aus 
den öffentlichen Blättern erſehen, iſt der Zweck: Berichterſtattung unſerer 
bisherigen Abgeordneten v. Carnall und Dr. Röpell, und wenn die 
Zeit zureichen ſollte, werde ich nicht unterlaſſen, eine kleine Nachleſe beizufü⸗ 
en, nachdem ich meinem Wahlkreiſe bereits früher Bericht erſtattet habe. 
ch erſuche nun Hrn. v. Carnall, das Wort zu ergreifen. 
Hr. v. Carnall: Durch die öffentlichen Blätter ſind ſchon mehrfach 
Berichte über die letzte Zwöchentliche Sitzung des Landtages ins Land ge⸗ 
angen. Wollte ich mich mit einer ausführlichen Berichterſtattung befaſſen, 
o käme ich in die Lage, vieles Bekannte wiederholen zu müſſen. Da mir 
die Ehre zu Theil geworden, ein Mandat von Ihnen zu erhalten, ſo erachte 
ich es für meine Pflicht, Ihnen über meine Haltung im Hauſe der Abge⸗ 
ordneten Rechenſchaft zu geben, und Ihnen zugleich meine Anſichten über 
die politiſche Situation mitzutheilen. Sie werden nicht von mir verlangen, 
daß ich mich in weitläufige Erörterungen einlaſſe, ich werde mich auf den 
praktiſchen Standpunkt ſtellen; in Jahren vorgerückt, habe ich mir ein be⸗ 
ſonnenes Urtheil angeeignet, wenngleich das Herz nicht ſchweigt, wo es ſich 
um die höchſten Intereſſen des Vaterlandes handelt. Erkräftigt durch das 
Vertrauen, das Sie mir geſchenkt, von der Gleichheit der Ueberzeugung und 
der Geſinnung mit meinen Wäblern getragen, folgte ich meinem Berufe 
als Abgeordneter, ſo ſchwer es mir auch bei meinen häuslichen Verhältniſſen 
wurde. Als wir nach Berlin gehen ſollten, waren ſchon die Nachrichten 
über den Ausfall der Wahlen, und die darauf bezüglichen Aeußerungen an 
hoher Stelle wenig erfreulich. Man hoffte indeß auf Klärung. Noch be⸗ 
denklicher geſtaltete ſich die Situation, als wir nach Berlin kamen, und 
dieſe Hoffnung ſich nicht beſtätigte; eine ſtarke Partei nach unſerer 
Geſinnung ließ ſich nicht erteilen. Wie bekannt, hatte ſich die 
Vincke' che Fraction geh) und alle Bemühungen zur Wieder⸗ 
Vereinigung waren vergeblich; obwohl prinzipiell eigentlich kein Unterſchied 
vorhanden war, trennte ſich die Harkort⸗Stavenhagen' ſche Fraction 
ſowohl in den Comiſſionen, als im Abgeordnetenhauſe von unſerer Partei. 
Auch im Miniſterium fand ſich keine ſtarke Stütze, an die anzulehnen mög⸗ 
lich war, ſonſt hätte unſere Partei auch ihm eine Stütze bieten können. 
Die Ausſichten mußten ſich trüben, als die Vorlagen der Regierung den 
Anſichten der Gai Mitglieder des Abgeordnetenhauſes a e er 
u 


als zumal der Haupt-Stat wiederum mit einem Defizit von 5 Millionen für | naturgemäß darbot, war, ob eine Antwort auf die Thronrede in Form einer 
den Militär⸗Etat eingebracht wurde, während in der That für andere Be⸗ Adreſſe erlaſſen werden ſollte. M. H. Sie wiſſen Alle, die Adreſſe unter: 


blieb, trotzdem ſämmtliche Blätter der liberalen Partei nachdrücklich den Er⸗ 
laß einer ſolchen Adreſſe forderten. Nach langem Kampfe in der Fortſchritts⸗ 
partei (3 Tage lang wurde in der Fraction darüber verhandelt) ſiegte 
die Anſicht, daß man die Geſchäfte auf dem Punkte angreifen müſſe, an 
welchem eine Verſtändigung mit der Regierung am leichteſten möglich ſei, 
und lieber die Dinge ſich entwickeln laſſen wolle. Dies iſt eine Handlung der Mäßi⸗ 
gung, die allgemeine Anerkennung verdiente und fand. Nun folgten die 
Vorlagen, deren die Commiſſionen bald in Hülle und Fülle gehabt. Ich 
gehörte zur Unterrichts⸗Commiſſion, unſer Vorſitzender war Harkort, der 
mir, ich weiß nicht warum, alle jüdiſchen Angelegenheiten zuwies. Aus den 
Verhandlungen wird Ihnen die Jutroſinskiſche Sache bekannt ſein, die 
Petition, in welcher die ſtädtiſchen Behörden in Poſen die Anſtellung eines 
jüdiſchen Lehrers verlangten. Ich war mit Anderen für die Durchſetzung, 
hatte aber noch eine perſönliche Beziehung zu der Sache. Jutroſinski hatte 
im Jahre 1848 hier ſtudirt, und fragte mich damals mit ſeinen jüngern 


dürfniſſe der Verwaltung nicht in dem Maße geſorgt war, als wie es er⸗ 
1 und kette iſt. Die Novelle zu dem Geſetz vom Jahre 1814 
über den Kriegsdienſt wurde im Herrenhauſe mit Bemerkungen einge⸗ 
bracht, die jeden 5 00 g des liberalen Theils des Miniſteriums ſchmerz⸗ 
lich berühren mußten. Das Geſetz wurde bekanntlich im Herrenhauſe ange⸗ 
nommen, 15 der Rezi des Geſetzes über die Miniſter⸗Verantwortlichkeit 
konnte Bine jeg3 befriedigen. Von der Berathung der Kreis⸗Ordnung und 
der Megebau-Dtpnung in den betreffenden Commiſſionen des Herrenhauſes 
aben wir goch keinen Bericht. Die im Abgeordnetenhauſe vorgelegenen 
eſetz⸗ ene ſind Ihnen bekannt, Sie werden mir daher erlaſſen, auf 
5 1 Inhalt näher einzugehen. Nur das will ich berühren, inwieweit ſie 
en e des liberalen Theils des Hauſes genügten oder nicht. Ins⸗ 
befondere war es das Geſetz über die Ober⸗Rechnungs⸗ Kammer, in 
welchem ſchmerzlich die Garantie der Finanz⸗Controle vermißt wurde, wie 
ſie die Verfaſſung zulagt, Namentlich zu dem § 11 des Entwurfs, welcher 
von den Ueberſchreitun en bei den Ausgaben handelt, wurde der 
agen'ſche Antrag geſtellt, auf den ich ſpäter näher eingehen will. 
eben den Regierungsvorlagen wurden die aus dem Schoße des Abgeord⸗ 
ne Waal hervorgegangenen Geſetzentwürfe nur in den Commiſſionen be⸗ 
rathen, mit Ausnahme des Geſetzes über Aufhebung der Zinsbeſchränkungen. 
1 war es auffallend, daß der Miniſter des Innern dagegen ſtimmte, 
und es enk ablehnte, an der Debatte Theil zu nehmen. Im Hinblick 
auf alle dieſe Umſtände wurde doch fleißig gearbeitet; aber man mußte ſich 
immer ſagen, daß die zum Ausbau der Verf. nothwendigen Geſetze zuletzt 
dennoch im Herrenbaufe nur Ablehnung erfahren würden. So war es auch 
in den wichen Fragen, die das deutſche Vaterland betrafen. In der 
kurheſſiſchen Frage war im Abgeordnetenhauſe eine leibliche Ueberein⸗ 
ſtimmung etzielt; nicht fo, in der deutſchen Frage. Man war beſtrebt mit 
der Re nnd in Uebereinſtimmung zu bleiben; als jedoch die Sub⸗Commiſ⸗ 
ſion mit ihrer Arbeit fertig war, erklärte ſich der Miniſter des Auswärtigen 
Be trag. Solche Wahrnehmungen mußten entmuthigen, und ſich 


ſtellung im Staatsdienſte gewähre, nachdem ſchon das Edict von 1812 die⸗ 
ſelbe geſtattet, und überhaupt die Emanzipation der Juden ausgeſprochen 
babe. Ich habe die jungen Leute nicht gewarnt, fühlte daher nicht blos die 
Verpflichtung, ſondern glaubte auch ein gutes Recht zu haben, für ſie ein⸗ 
zutreten. In der Commiſſion haben wir mit dem Commiſſar Geh. Rath 
v. Wieſe den ganzen Kampf durchgemacht, der nachher im Haufe angefan⸗ 
gen, aber nicht beendigt wurde. Für den Beſchluß, die Petition dem Mini⸗ 
ſterium zur Abhilfe zu überweiſen, hatte ich Gelegenheit, das Meinige zu thun. 
Redner machte nun noch nähere Mittheilungen über die Thätigkeit in ein⸗ 
zelnen Commiſſionen und ging dann auf den Aon en Antrag über. 


(Schluß folgt im Morgenblatt.) 


Breslau, 26. März. [(Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Fiſchergaſſe 
Nr. 4 zwei braune Frauenkleider von Rips, eine braune und eine ſchwarze 
Kleidertaille von Rips, und ein roth, weiß und braun karrirtes kattunenes 
deſſen bald die Ueberzeugung geltend machen, daß ein ſolcher Zu: | Frauenkleid; Friedrich⸗Wilhelms⸗Straße Nr. 74 ein geſtickter Teppich; 

nd nicht lahhe dauern könne. Allerdings, wir, die verfaſſungstreue Partei, Scheitniger⸗Straße Nr. 3 ein Paar alte graue dunkelgrün geſtreifte Tuch⸗ 

ätten die Kriſis in anderer Weiſe herbeigeführt, als es geſchehen. — Ich Hoſen; Roſenthaler⸗Straße Nr. 5 75 Thaler, theils in Kaſſenſcheinen, theils 
alte es für meine Pflicht, Ihnen noch über die Verhandlungen der Bud⸗ in Silber beſtehend; Meſſergaſſe Nr. 28 ein Knabenrock von ſchwarzem 
get⸗Commiſſion (als Mitglied derſelben) zu berichten, ſoweit ſie den Ha⸗ Tuch mit großen Hornknöpfen. 1 j 

enſchen Antrag betreffen. Nach dieſem ſollten gewiſſe Einnahme⸗ und Abhanden gekommen ſind: drei ſchleſiſche Pfandbriefe A 394 Prozent, 
usgabe⸗ Poſttionen näher ſpezialiſirt werden, als dies im Haupt: Nr. 57 über dreihundert Thaler auf Caſimir, Kreis Neuſtadt O. „ Nr. 20 
Etat geſchehen, um bei etwaigen Ueberſchreitungen der nachträglichen Ein⸗über fünfzig Thaler auf Schumm, Kreis Roſenberg, und Nr. 30 über fünfzig 
willigung des Abgeordnetenhauſes zu bedürfen. Die Befugnſß dazu wurde Thaler auf Silmenau, Kreis Breslau. ; 
von Feiner Seite in Abrede geſtellt, weder von der Budget⸗Commiſſion noch Verloren wurde: ein feines, weißes geſticktes Taſchentuch, gez. E. M. 


ie Es kam nur darauf an, ob ſich der Antrag noch für] 18. Oktober 1857. i . } 
vide Ja 2° auf U Meine Beiden Da 15 aber ai 180 we⸗ Gefunden wurden: ein kleiner neuer Kinder⸗Pantoffel von braunem 


ausführen ließe. 2 : ; 1 g 
{ lſtand in Betracht, daß nämlich jedes Verwaltungsjahr ans | Saffian mit weißem Fries gefuttert; zwei Stücke weiße Leinwand und eine 
jentliper Mebelita & ß a 9 0 in Gold gefaßte Glaskapſel mit Haaren. 


ängt, ehe das Budget feſtgeſetzt iſt. Dieſer Gegenſtand iſt vielfach in An⸗ [ 1 . 
—.— en 15 Auskunftsmittel ſind in Porſchlag each worden.! Eingefunden hat ſich Meſſergaſſe Nr. 8 ein großer ſchwarzer Hofhund 
Es wurde geſagt, der Landtag follte früher, ſchon im November, zuſammen⸗ mit ledernem Halsbande, an welchem ſich ein eiſerner Ring befindet. 
treten; dennoch wäre die Arbeit bis zum Jahresſchluß noch nicht fo weit! [Hundefang.] ir Laufe voriger Woche find hierorts durch Scharf: 
vorgeſchritten, daß die Publikation des Etats in der Geſetzſammlung erfol⸗ richterknechte 22 Stück Hunde eingefangen worden. Davon wurden aus: 
gen könnte, die Zeit, wo der ungenehmigte Etat in Geltung wäre, würde gelöſt 10, getödtet 7 Stück, die übrigen 5 Stück wurden noch am 24 ſten 
dadurch nur verkürzt. Man wollte deshalb den Jahresſchluß auf den] d. Mis. in der Scharfrichterei in Verwahrung gehalten. 

J. Juli verlegen, dagegen traten weſentliche Hinderniſſe hervor in Bezug Angekommen: Oberſt und Kommandeur des brandenburgiſchen Drago⸗ 
auf Abrechnungen, die Zollvereinsverhältniſſe u. ſ. w., kurz, der Termin] ner⸗Regiments Nr. 2 von Treskow aus Landsberg. Major im branden⸗ 
war nicht durchzuführen. Noch weniger ließ ſich der Etat ein Jahr früher] burgiſchen Dragoner⸗Regiment Nr. 2 Steinbrück von der Mark aus 


83 ſo 8 es 5 . auß pie Fe zu 7 25 Neu a Landsberg. (Pol.⸗Bl.) 
N n. Der urſprünglich nur auf die Forſt⸗ und Domainen⸗Verwal⸗ 7 ee, 
Kun eriötete Hagenſche Antrag mußte allgemeiner gefaßt werden. Nach Meteorologiſche Beobachtungen. 
dem den einem hervorragenden Mitgliede der Fortſchrittspartei formulir⸗ S 
ten und von der Budget⸗Commiſſion angenommenen Schlußantrag ſollte die Stationen. 15 0 Gr. N. Temperatur. Wind. | Witterungs- 
ganze Sache bis 1863 ausgeſetzt bleiben. Da wurde der Hagenſche Antrag Par. Map. | Neaumur. Zuſtand. 
in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes mit dem bekannten Reſultat er:] Wien 37 661 ı +48 |, Winpftill. Nebel. 
neuert. Es hat ſich herausgeſtellt, daß eine Speciaiiſirung des (Paris 27 634 +64 SD. 1. Faſt bedeckt. 
Etats auf Grund der Rechnungen von 1859 nicht durchführbar iſt. 88) Greenwich 27 5,59 +11 N. 3. Schnee. 
Wohl über hatte das Abgeordnetenhaus, auch abgeſehen vom Hagen⸗ . Petersburg .... 28 3,48 | —15,8 Mindſtill. Nebelig. 
ſchen Antrage, immer die Befugniß, bei jedem einzelnen Etat beſondere Vor⸗ 75 / Moskau 27 5,28 —64 N. 3. Bedeckt. 
ſchläge zu machen. Somit war durch den Antrag nichts gewonnen. Viel⸗ — ae . * — * bei 
mehr ſteht ſeſt, daß man mit dem Kühneſchen Amendement weit jimedmäpi- | — — men - 
ger und weit mehr bätte ſpezialiſiren können, als nach den Rechnungen von FE Wien 27 6,65 78,5 Windſtill.] Regen. Nebel. 
765 ar übrigens auf den Militär⸗Etat abgezielt, obwohl andere Z= Paris 28 1,52 73, WNW. 1. Bedeckt. 
859. Alles w 9 f zielt, Se h 5 
Sachen, wie die Gruden⸗ und Eiſenbahn⸗Poſitionen, . — wurden. Greenwich 271184 +25 NNO. 2. Bedeckt. 
Sollte die Poſition von 30 Millionen im Militäretat nach der Abrechnung SE Petersburg 28 5,56 | —12,0 Q. J. Heiter. 
on 1859 ſpezialiſirt werden, ſo blieben noch Poſitionen von 13 Millionen, 8 Moskau 2710,78 | —13,6 O. 3 Bewöltt. 
& 1 12 5 1½ Millionen, die jedenfalls auch noch eine größere Spezia- | x Madrid 28 0,95 429 S. 1. Heiter. 
tung wünſchenswerth erſcheinen ließen. Wenn andererſeits der Hagenſche SS Derinn 037 1 04 1 ce 
Antrag die Bedeutung nicht hatte, die ihm i e wurde fo mag der dar Königsberg... 28 0,02 | —6,7 | N. 1. Schnee, 
aus entſprungene Conflict ſeinen Grund darin haben, daß die Linke mit AS Breslau 27 993 | 0,6 NW. 4, Bewölkt. 
einer gewiſſen Haſt zu Werke ging. Im Hauſe war man ziemlich allgemein 32 i 28 130 | +10 SSS. 3 Wolkig, 
der Meinung, das Minifterium habe in Vorausſicht jpäterer Conflicte lieber Z (Frankfurt a. M. 2711.13 | +10 ne Trübe. 
dieſe, als eine prä filters Frage zur Veranlaſſung für die Auflöfung des . 
Hauſes genommen. Was ſeitdem geſchehen, hat dieſe Annahme gerechtfſer⸗( S Berlin 2711,57 | +02 NW. 2, Bedeckk. 
tigt. r kennen das Programm nicht, welches die liberalen Miniſter für | S Men sberg. . . . 28 2,81] —1,6 W. 1. Trübe. 
ihr Verbleiven im Amte aufgeſtellt; der Rücktritt dieſer Miniſter beweiſt, za Breslau 27 9,54 — 0.6 SO. 2 Trübe. 
daß ihr Programm nicht angenommen worden. Wir wiſſen nicht, wie es 2 Köln .. . 27 9,93 | +6,4 SO. 1. | Ziemlich heiter. 
m gli 1 0 125 * das Fol der Auflöſung e 1 Frankfurt a. M.] 2711,09 | +46 . Heiter. 
t ko mt e Zeit, wo fi a ch das au klärt. ankbar 0 len wir — enen. 
Be zurückblicken auf die 3 Jahre, die wir duct; zu dieſer Zeit kann Breslauer Sternwarte. 
wohl der Wahl⸗Erlaß des jetzigen Minjſters des Innern den Markſtein ab⸗ 25. März 10 U. Abds. T 27 538 | +7,6 S. 2. Heiter. 
5 e e d des Borten, eben dne Jute 26. März 6 U. Morg.] 27 5,19 | +7,8 SW. 1. Trübe. Nebelig. 
uf die Frage de De ammlu Inter⸗ 5 pr - 
pellation zu 955 ei, meldet ſich Niemand zum Wort. Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Hierauf äußerte ſich Herr Profeſſor Röpell ungeführ folgendermaßen: Paris, 25. März, Nachm. 3 Uhr. Die Börſe war geſchäftslos. Die 
M. H.! pole n Freunde haben mich wie Herrn v. Carnall auf- ZpCt. begann zu 69, 90, wich auf 59, 80, flieg dann bis 70, 05 und ſchloß 
gefordert, Ihnen ken zu erſtatten, und ich komme Jaa Aufforderung zu dieſem Courſe in feſter Haltung. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 94 
8 ch, als mir dadurch erwünſchte Gelegenheit geboten wird, eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Sproz. Rente 70, 05. 4 K prz. Rente 97, 85. 


um ſo lieber Kr nl l 
Sb onen gegenüber perſönlich und offen über die polſtiſche Situation der 


Zprz. Spanier 48. Iprz. Spanier 42. Silber⸗Anleihe —. Oeſterreich. 
Vergangenheit, der e alten und der Zukunft auszusprechen. Sie erinnern 


Staats⸗Eiſendahn⸗Attien 512. Credit⸗mobilier⸗Aktien 775. Lomb. Eiſenbahn⸗ 
Aktien 547. Oeſterr. Credit⸗Aktien — i 

London, 25. März, Nachm. 3 Uhr. Regen. — Conſols 93%. Iprz. 
Spanier 43. Mexikaner 34. Sardinier 81. Eprz. Ruſſen 99. 4 proz. 
Ruſſen 93. Hamburg 3 Monat 13 Mk. 8 7 Sch., Wien 13 Fl. 95 Kr. 


noch Alle, unter welchen politiſchen Conſtellationen die letzten Wahlen 
zum Hauſe der Abgeordneten ſtattfanden. Die Gemüther waren durch eine 
Reihe von Vorgängen aufgeregt. Durch das ganze Land aimg der Ruf nach 
entſchiedeneren Männern, als bisher im Abgeordnekenhauſe ſaßen. Der Ruf 


Glaubensgenoſſen, ob Art. 12 der Verfaſſung ihnen eine Ausſicht auf An⸗ 0 


Wien, 25. März. Des katholiſchen Feſttages wegen keine Börſe. | 

Frankfurt a. Me., 25. März, Nachm. 2 Uhr 30 M. Geringer Umſatz 
in öſterreich. Effekten bei etwas matterer Haltung. Luxemburger gewichen. 
Schluß⸗Courſe: Ludwigsh.⸗Bexbach 130%. Wiener Wechſel 6. Darmſt. 
Bank⸗Aktien 207. Darmiſtädter Zettelbank 250%. Sproz. Metall. 49%. 
4 proz. Met. 43%. 1854er Looſe 64%. Oeſterr. National⸗Anleihe 59½. 
Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 234. Oeſterr. Bank⸗Antheile 700, 
Oeſterr. Credit⸗Aktien 172½. Neueſte öſterr. Anleihe 68%. Oeſterr. Eliſabet⸗ 
bahn 11144. Rbein⸗Nahe⸗Bahn 26%. Mainz⸗Ludwigsb. Litt, A. 119. 

Hamburg, 25. März, Nachm. 2 Uhr 30 M. Feſt, namentlich Eiſenbahnen. 
S Gfutz⸗Courſe. National⸗Anleihe 60%. Oeſterreich. Credit⸗Attien 73%. 
Vereinsbank 101%, Norddeutſche Bank 93%. Rheiniſche 94. Nordbahn 
59, Disconto 2%. Wien 104, 50. Petersburg 29. 

amburg, 25. März. [Getreidemarkt.] Weizen loco und ab 

auswärts ſtille. Roggen loco ſtille, ab Königsberg pr. Frühjahr zu 85—86 
zu kauſen. Oel flau, vr. Mai 28, Okt. 26%. Kaffee auimirt, ſchwimmend 
Domingo 7%, Portoriko 7%, Santos 7%; loco 16,000 Sack umgeſetzt. 

Liverpool, 25. März, Mittags 12 Uhr. [Baumwolle.] 2000 Ballen 
Umſatz. Preiſe ſehr feſt. 


Berlin, 25. März. Die Phyſiognomie der Börſe war heute eine ſo 
eigenthümlich bewegte, wie ſie ſeit langer Zeit an keiner Börſe wahrgenom⸗ 
men wurde. Während für eigentliche Speculationspapiere keinerlei Geſchäfts⸗ 
luſt anzuregen war, concentrirte ſich ein ungewöhnlich lebhaftes und umfaſ⸗ 
ſendes Geſchäft in den ſchweren Eiſenbahn⸗Actien und den preuß. Staats⸗ 
Schuldſcheinen. Dieſe Bewegung entlehnte ihre Motive den Finanzopera⸗ 
tionen, mit welchen unſere Regierung rückſichtlich der 4 proz. Anleihen de⸗ 
reits vorgegangen iſt, und die ſie den geſtern von uns mitgetheilten Gerüch⸗ 
ten zufolge bezüglich verſchiedener Eiſenbahnen noch vorbereitet. Wir haben 
an einer andern Stelle unſerer heutigen Zeitung einige Bemerkungen hier⸗ 
über niedergelegt, und erwähnen hier nur, daß die Ankäufe in Staatsſchuld⸗ 
ſcheinen die hierauf offenbar ganz unvorbereitete Börſe ohne das genügende 
Material fanden, und deshalb zu einer ungewöhulichen Coursſteigerung 
führten. Der Eiſenbahngctien, welche man mit der projectirten Erwerbung 
der Bahnen ſeitens der Regierung in Verbindung bringt, bemächtigte ſich 
eine entſchloſſene Speculation, und trieb den Cours auf eine Höhe, wohin 
ihr ernſte Käufer nicht folgten. Dagegen wandten ih Käufer anderen gu⸗ 
ten Bahnen zu, ſo daß die meiſten der betreffenden Actien höher bezahlt 
wurden und ſich auch höher behaupteten. Hervorzuheben iſt noch der gute 
Begehr für niedrig verzinſte Prioritäten, die aber fehlen, während 4 proz. 
faſt ohne Ausnahme unverkäuflich ſind. Der Geldmarkt wird, je näher dem 
Ultimo, immer feſter, unter 244 pCt. iſt nicht anzukommen. (B.⸗ u. H. -Z.) 
T TbbTPP——PPPPPP—p——ꝓꝓꝓꝓꝓc cc cc 


Berliner Börse vom 25. März 1862. 


Fonds- und Geldeourse. ei F. 
Freiw. Btaats-Anleihe[&t,jl01 ba. Oberschlos. B. 75 2% 128 0. 
Stsste-Anl. v. 1880, 524% 100½% ba, dito C.. Bra la 4 . ba 
dito 84, 56, 58, 87/½ 101 bz. dito Prior A. — 98 G. 
aito 153] 4 ]100 B dito Prior E.. — 31489 C. 
dito 1688| 5 10 ½ bz dito Prior ©. .| — 494% G. 
Steuts-Schuld-Sch. . . 134 191% bz. dito Prior D. | 4 |96% @. 
Präm.-Anl. von 1855 |3‘, 112114 G dito Prior E.. — 314187 @. 
Berliner Stadt-Obl. . 4/10 % bz dito Prior F. 40 101½ G. 
Kur- u. Neumürk. . 13121934, bz. Oppeln-Tarnow. 14 8 6 bs; 
2 | dito dito 101% ba Prinz-W. (St.-V.)| — | A |58 ba. 
Pommersche 5 97% bz Rheinische — 404 ba. 
8 dito neue 100 @ dito (St.) Pr. — 4 9% 6. 
8 Posen sche 4103 6 dito Prior. — 4 |94% 8. 
dito 38 ½ bz dito III. Em. | — 7 99 bz. 
& | dito neue. 98 bz. Rhein-Nahebabn — 20%½ bu. 
Schlesische . 92% ba Buhrort-Orefeld. | 34424 B. 
eo Kur- u. Neumärk 100 B. Starg.-Posener ..| 305 bz. 
Pommersche 99. ( üringer .. — 181% da 
E Posen scho + 4 15 B Wühölms-Bahn .| — | 4 47 bz. 
1 Preussische 4 09 bz. dito Prior — 483 6. 
Westf. u. Rhein. A 1987, bz dito III. Em. | — [414196 @. 
8 Sächsische. 49% G dito Prior St. — “ 69% B. 
Schlesische 4 199% bz dito | — MY ba 
Louisdor — 104% bz 
Goldkronen . . . I. 6%, 8 Rank-Astlen. 


Preuss. und aus}. 
Div. 


Ausländische Fonds, ei. 

Ossterr. Metall. i. 8 51 B. Berl. K.-Verein . 543) 4116 bz 

dito 4er Pr.-Anl. | 4 66% ba. Berl.-Hand.-Ges. | — 485 ½ be. 

448 rue N = 61% In | Berl. W.-Ored.-G.]| — | 5 | — — 

to Nat. ©. 5 2. Braunschw. Bank 8 

dito Bankn.n.Whr.| 14% ba. Bremer nd 8 4 105 Tr 
Suds.-ongl, Anleihe .. | 5 1W#, f. P. bz Ooburg. Oredit-A. 7 4 6 ⁹ . 

dito 5. Anleihe...] 5 84 ½ ba. u. Darmst. Zettel-B.] 85 | 4 01 bz, 

dito poln. Sch.-ObL| 4 80% G. Darmzt. Oredb.-A.] 5 4 85% 4 J ba 
Poln. Pfandbriefe 4 Dess, Croditb.-A.| — [47 B. 

dito III. Em. 1 aF k. Disc.-Cm.-Anthl, | — 4 03 4 94%, ba. 
poln. Obl. à 500 Fl. . 4 192%, 6. Genf. Oreditb.-A. | — 4 |41Y, etw. da. 

dito 3 300 FL.) 5 4% G Geraor Bank 5% 4 86½ ba. 

dito à 200 FI.. —23½ G Hamb.Nrd. Bank d 4 [3% B 
Poln. Banknoten 84 B. „ Vor. „ 5 4 0170 
Kurhoss. 40 Thlr. 2A etw. bz. Hannov. 5 — 14196 B. 
Baden 35 El. . . . . . . III B. . va 1 41 bz. 
RR U 4100 B. 

Actlen- Course. Magd. Priv. „ 4, 4 |89 etw. ba 
* Die. Ze] M Oreditb,-A.| 6 | 4 IR” bz. 

1861, 8, 5 Minerva-Bwg.-A. | — | 5 25 bz u. G. 
Aach.-Düssold...| 3% 7 8 bz. Oseter, Ordtb.-A.| 7 8 73% ä 4 ba. 
Anch.-Mastricht.— 23% B. Pos. Prov.-Bank 5 4 57 bz. 
Amst.-Rettordam | 5, 4 Doch d Prousg. B.- Anthl | 4,2,1414 1121 bz. 
Berg.-Märkische | —,| 4 105 % bz. Schl. Bank-Ver. | 6 4 95%, etw. bz. 
Berlin-Anhalter 91 N 1065 5 Thüringer Bauk | 24| 4 1551 ben. 
erlin-Hamburg. 5 eimar. B. ; 

Berl-Potsd.-Mgd.| 11 | 4 [160 br. — Be BR Ben 
Borlin-Stettiner .| — 220% bz. eohsel-Uourse. 
Breslau-Freibrg. | €7 | 4 121 pz. Amsterdam 10 T. 143 ba. 
Cöln-Mindener . — |3441176416504178 bz. dico 2 M. 14% da. 
Franz.St.-Eisonb. | — | d 124% à 135%, bz. Hamburg 8. T. 181 ba. 
Ludw.-Bexbach. | 8 4131 B. do 2 M. 150% ba. 
Magd.-Halb erst. — 4284 0. London M. s. 21% bn. 
Magd.-Wittenbre.] — | 4 1444, B DER 000 Kanne M. 18 . 
Mainz-Ludw. A. | — | 4 ftig etwa br. Wien österr. Wahr. s T. 73% ba. 
Mecklenburger . 274] 4 155%, a ½ bz. o e aid M. 3½ ba. 
Münster-Hammerf — | 4 |— — — Augsburg M. 56. 26 G. 
Neisso-Brioger 3½ 4 99 8 bz. Leip zi 8 T. o, 8. 
Niederschles. ...| 4 | 4 |99 8. E M. 99 ½% G. 
N.-Schl.-Zwoigb. ] 1½ 4 1571, bz. Frankfurt a. M M. 86. 28 G. 
Nordb. (Fr.-W.) | — | 4 159% 4 % bz Petersburg. W. Jos bz. 3 M. 92½ bz. 
dito Prior. . ] — 410% G. Warschan TF. 84 bz. 
Oberschleg. A. . 71811404, à , bz. Bremen 8 T. 10% G. 
Berlin, 25. März. Weizen loco 65—79 Thlr. nach Qualität. — 


uni 49—48 % Thlr. bez. und Gld., % Thlr. Br., Juni⸗Juli 49 48% 
bir. bez, 49 Thlr. Br. 487 Thlr. 4 ee 


. Breslau, 26. März. Wind: Süd. Wetter: ſchön. Thermometer 
Früh 7° Wärme. Der Waſſerſtand der Oder bleibt gut. Der Geſchäſts⸗ 

erkehr am Markte blieb heut klein, Landzufuhren waren wegen der begin⸗ 
nenden Saatzeit ſpärlicher. 

Weizen flau; pr. 85pfd. weißer 70—85 Sgr., gelber 70-84 Sgr. 
Roggen ruhig, feinſte Sorten fehlen; pr. Sapfd. 525559 Sgr., feinſter 
über Notiz bezahlt. — Gerſte ſtill; pr. 70pfd. weiße 38—39 Sgr., gelbe 
36—37 Sgr. — Hafer wenig gefragt; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 25—27 Sgt. 
— Erbſen und Wicken faſt unverkäuflich. — Bohnen ftill, — Oel ſaa⸗ 
ten ohne Offerten. — Schlaglein feſt. 


Sor pr. Schl. Sgr. pr. Sch. 
Weißer Weizen 7280-35 Widen 40 
ed Weizen 3 . 5 64685 
og g ens 4— gr. pr. Sa 1 fd. rutto. g 
Geiſte ... e ce 35—38—40 Schlagleinſaat 165—180—21 
BED oe ces 22—24—28 Winterraps 200—215—23 
Erbſenn 45—51—56 Sommerrübfen.. 160 —170—18“ 
Kkleeſaat ſchwaches Geſchäft; rothe 6—9—11—12—13 Thlr., weiß 
10—12 15-1720 Thlr. j 


Thymothee ohne Geſchäft, 7—8% Thlr. pr. Ctr. — Kartoffeln g 
fragt, pr. Sack A 150 Pfd. netto 25—28 Sgr., pr. Metze — f 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
Druck von Grab. Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


